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11.  INKRAFTTRETEN 

Mit der ortsüblichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses am ................... mit dem 
Hinweis auf den Ort, an dem der Bebauungsplan eingesehen werden kann, tritt dieser 
gem. § 10 (3) BauGB in Kraft. 

D. HINWEISE / EMPFEHLUNGEN 
 
1. DENKMALSCHUTZ 
 

- Vor- und frühgeschichtliche Funde sind nach § 17 HDSchG unverzüglich zu melden. 
Fundmeldungen sind telefonisch an das Landesamt für Denkmalpf lege Hessen, Ab-
teilung Archäologische Denkmalpflege, zu richten oder an die Kreis-, oder Gemein-
deverwaltung weiterzuleiten. Hinweise auf Bodendenkmäler geben alte Steinsetzun-
gen, Bodenfärbungen durch Holzzersetzungen, Scherben, Knochen oder Metallge-
genstände.  

 
- Funde und Fundstellen sind nach § 20 (3) HDSchG in unverändertem Zustand zu 

erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen. 
 
- Da im Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit dem Auftreten von Bodendenkmä-

lern zu rechnen ist, ist die Denkmalschutzbehörde mindestens zwei Wochen vor Be-
ginn der Erschließungsmaßnahmen (Straßenbau sowie ver- und Entsorgung) zu be-
nachrichtigen. 

 
2. ERRICHTUNG VON DOPPELHÄUSERN 
 

- Bei der Errichtung einer Doppelhaushälfte an der Grundstücksgrenze wird die Ein-
tragung einer Anbaulast auf  dem Nachbargrundstück  erforderlich. Hierdurch wird 
vermieden, dass auf  dem Nachbargrundstück trotz einer bereits an der Grenze er-
richteten Doppelhaushälfte ein Einzelhaus mit seitlichem Grenzabstand errichtet 
wird. 

 
3. ENERGIESPARENDE BAUWEISE  
 

- Bei der Errichtung der Gebäude ist zum Zwecke der Energieeinsparung nach den 
Vorschriften der aktuellen Wärmeschutzverordnung der Jahresheizwärmebedarf ei-
nes Gebäudes durch Einhaltung der Anforderungen an den Wärmedurchgang der 
Umfassungsfläche und an die Lüftungswärmeverluste zu begrenzen. 

 
4. UMLEGUNG DER KOSTEN FÜR AUSGLEICHSMASSNAHMEN 

 
- Die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen für die Natur und Landschaft sind auf 

Grundlage der §§ 1 a (3), 9 (1 a) + 135 a BauGB den jeweiligen Eingriffsverursa-
chern als Sammelausgleichsmaßnahme zugeordnet und werden mit den Kosten der 
Erschließungsanlagen über den Erschließungsvertrag § 124 BauGB finanziert, sie 
sind damit Bestandteil der Erschließungskosten.  

 
5. SCHUTZ DER VER- UND ENTSORGUNGSLEITUNGEN 
 

- Bei Erdarbeiten und Pflanzmaßnahmen im Bereich von Leitungstrassen sind die 
Vorschriften zum Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen zu beachten. Insbe-
sondere sind Pflanzungen so vorzunehmen, dass mit einer Gefährdung der Ver- und 
Entsorgungsleitungen nicht zu rechnen ist. Die Vorgaben des Arbeitsblattes DVGW 
GW 125 sind bei Anpflanzungen zu beachten. 

 
 
 
 
 
 
 
 

- Die Oberkante Rohfußboden Erdgeschoss (FOK EG) muss 0,20 – 0,60 m über dem 
Bezugspunkt liegen. 

 
 

4. ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE § 9 (1) Nr. 2 BauGB 
 i.V. mit  §§ 14, 16, 19 + 23 BauNVO 

 
- Ein Überschreiten der Baugrenzen mit Gebäudeteilen wie Treppenhausvorsprünge, 

Erker, Balkone, angebaute Garagen etc. ist zulässig, wenn diese Bauteile gegen-
über dem Hauptbaukörper um max. 1,50 m vorspringen oder auskragen und in ihrer 
Breite insgesamt max. 1/3 - bei Balkonen max. 1/2 - der Länge des Hauptbaukör-
pers betragen.  

 
- Eine Überschreitung der Baugrenzen kann durch Wintergärten oder regenerative 

Energieversorgungssysteme bis zu 3,00 m zugelassen werden. 
 

- Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO sowie Garagen und Stellplätze sind auch inner-
halb der nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  

 
- Garagen und sonstige Nebengebäude müssen zu öffentl ichen Verkehrsflächen ei-

nem seitlichen Grenzabstand von mindestens 3,00 m einhalten. 
 
- Vor Garagen ist ein Stauraum zu öffentlichen Verkehrsflächen von mindestens 

5,00 m einzuhalten. 
 

   
5. BESCHRÄNKUNG DER WOHNUNGSANZAHL § 9 (1) Nr. 6 BauGB 
 

- Je Wohngebäude sind maximal 2 W ohneinheiten (W E) zulässig. 
 

 
6. VERKEHRSFLÄCHEN, VERKEHRSFLÄCHEN BESONDERER ZWECKBESTIM-

MUNG UND ANSCHLUSS ANDERER FLÄCHEN AN DIESE VERKEHRSFLÄCHEN  
§ 9 (1) Nr. 11 BauGB 

 
- Für jedes Grundstück sind Zufahrten einschließlich separater Stel lplätze bis zu einer 

Gesamtbreite von max. 7,50 m zulässig. 
 
- Bei Grundstücken mit einer Doppelhaushälfte darf  die Zufahrtsbreite einschließlich 

separatem Stellplatz max. 5,00 m betragen. 
 
 

7. FÜHRUNG VON VERSORGUNGSLEITUNGEN § 9 (1) Nr. 13 BauGB 
 

- Alle Ver- und Entsorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen. 
 
 

8. W ASSERFLÄCHEN, FLÄCHEN FÜR DIE W ASSERWIRTSCHAFT, FÜR HOCH-
W ASSERSCHUTZANLAGEN UND FÜR DIE REGELUNG DES WASSERABFLUS-
SES § 9 (1) Nr. 16 BauGB 

 
- Der gesamte Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist als Überschwemmungsge-

biet festgesetzt. 
 
 
 
 

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN § 9 BauGB 
 
 

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (6) BauNVO 
 

 
ALLGEMEINES WOHNGEBIET (WA) § 4 BauNVO 
 
- Die gemäß § 4 (3) Nr. 4 + 5 BauNVO im ALLGEMEINEN WOHNGEBIET aus-

nahmsweise zulässigen Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind nach 
§ 1 (6) BauNVO ausgeschlossen. 

  
 
MISCHGEBIET (MI) § 6 BauNVO 
 
- Die gemäß § 6 (2) Nr. 5 - 8 BauNVO im Mischgebiet allgemein zulässigen Tankstel-

len und Vergnügungsstätten sind nach § 1 (5) BauNVO ausgeschlossen. 
 
- Dieser Ausschluss gilt nach § 1 (6) BauNVO auch für die nach § 6 (3) BauNVO aus-

nahmsweise zulässigen Vergnügungsstätten. 
 
 

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG / ZULÄSSIGE HÖHE DER BAUKÖRPER 
 § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V. mit §§ 16 + 18 BauNVO 

 
- Die in der Planzeichnung als Maximalwerte festgesetzten Trauf- und Firsthöhen be-

ziehen sich auf die Oberkante Rohfußboden Erdgeschoss (FOK EG), eine 
Überschreitung ist nicht zulässig. Diese Festsetzung gilt auch für Pultdächer, deren 
höchste Kante als First gilt. 

 
- Bei begrünten Flachdächern für Garagen darf die zulässige Traufhöhe durch die er-

höhte Attika um max. 0,25 m überschritten werden. 
 
- Die Traufhöhe von Nebenanlagen darf bei eingeschossiger Bauweise max. 75 % der 

Traufhöhe des Hauptkörpers betragen, bei zweigeschossiger Bauweise max. 45 %. 
 
- Die Traufe i.S. dieser Festsetzung ist die Schnittlinie der Außenwand des Gebäudes 

mit der Oberfläche der Dachhaut. 
 
- Gemäß § 19 (4) BauNVO darf  die zulässige Grundfläche (GRZ) durch die Grundflä-

chen der in Satz 1 bezeichneten Anlagen um bis zu 50 vom Hundert überschritten 
werden sowie zusätzlich um die Grundflächen von Stellplätzen und deren Zufahrten 
überschritten werden. 

 
 

3. HÖHENLAGE BAULICHER ANLAGEN § 9 (2) BauGB 
 

- Bezugspunkt für die Höhenfestsetzung der Oberkante Rohfußboden (FOK) EG der 
Haupt- und Nebengebäude sowie Nebenanlagen und Garagen ist die Höhe der 
Straßenoberkante (OK) der dem Baugrundstück erschließungstechnisch zugeordne-
ten Verkehrsfläche, gemessen in der auf die Gesamtlänge (einschl. vor- und rück-
springender Bauteile) bezogenen Mittelachse des Gebäudes. Bei Doppelhäusern gilt 
als Bezugspunkt die Straßenoberkante (OK) in Höhe der gemeinsamen Grund-
stücksgrenze. 

 

9. ZUORDNUNG DER AUSGLEICHSMASSNAHMEN § 1 a (3) BauGB 
i.V. mit  §§ 9 (1 a) + 135 a BauGB 

 
 - Zur Deckung des ermittelten Ausgleichsbedarfs werden die in der Planurkunde nach 

§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB festgesetzten Pflanzmaßnahmen und die nach § 9 (1) Nr. 20 
ausgewiesenen Ausgleichsflächen einschl. der in Anspruch genommenen Ökokon-
tof lächen entsprechend der nachfolgenden Aufstellung den Bauflächen als Sammel-
ausgleichsmaßnahme nach § 9 (1 a) BauGB wie folgt zugeordnet: 
 
PRIVATE BAUFLÄCHEN WA-GEBIET 39,536 % 

PRIVATE BAUFLÄCHEN MI-GEBIET 30,859 % 
 
 

 - Für den Ausgleichsbedarf, der nicht innerhalb des Baugebietes gedeckt werden 
kann, werden externe Ökokontoflächen herangezogen.  
 
 

10. BESCHRÄNKUNG LUFT VERUNREINIGENDER STOFFE § 9 (1) Nr. 23 BauGB  
 

 - Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind zur Raumheizung nur Brennstoffe 
zugelassen, die je Quadratmeter Wohnfläche insgesamt nicht mehr als folgende 
Emissionen zulassen (Die Grenzwerte entsprechen einem angestrebten Jahres-
heizwärmebedarf von 50 kWh/m² Endenergie). Die Berechnung der Emissions-
grenzwerte liegt der Gebäude-Heizungsverbrauch gemäß dem Berechnungsver-
fahren der Energiesparverordnung (EnEV) sowie das Emissionsberechnungsver-
fahren nach GEMIS 4.4 oder einer neueren Version (Gesamtemissionsmodell in-
tegrierter Systeme) mit dem Bewertungsmaßstab „total“ zu Grunde): 

 
PRIMÄRENERGIEEINSATZ Verhältnis Primär-/Heizenergie < 1,51 

Sc hwefeldioxid (SO2) (lokal) 0,1 g/m2 *a 

Stickoxide (NOx) (lokal ) 9 g/m2 *a 

Staub (lokal)  0,1 g/m2 *a 

Kohlenmonoxid (CO) (lokal) 6 g/m2 *a 

Kohlendioxid (Co2) – äquivalent (global) 10 kg/m2 *a 

 
- 1  Ausnahmen: Wärmepumpen in Verbindung mit Photovoltaikanlagen sowie Pas-

sivhäuser. 
 
 
 - Ausnahmen bei dezentraler Energieversorgung: Abweichungen von den oben 

genannten Grenzwerten können nur gewährt werden, wenn es sich um automatisch-
oder handbeschickte Biomasse-Feuerungsanlagen mit einem Kesselwirkungsgrad 
von mindestens 90 % handelt (z.B. moderne Holzpelletsanlagen und Scheitholz-
öfen) und mit einer sekundären Abscheidung der im Abgas enthaltenen Partikel 
ausgestattet sind. 

 
 - Ausnahmen bei Fern-/Nahwärmeversorgung: Abweichungen von den oben ge-

nannten Grenzwerten können nur dann erlaubt werden, wenn es sich um moderne, 
effiziente und automatisch beschickte Biomasse-Feuerungsanlagen handelt (z.B. 
Holzhackschnitzelanlagen) mit einer sekundären Abscheidung der im Abgas enthal-
tenen Partikel). 

 
 
 

  - Je angefangene 350 m² Grundstücksgröße ist mindestens ein mittel- oder 
großkroniger Laubbaum oder Obstbaum-Hochstamm zu pflanzen. Alternativ 
zulässig sind auch jeweils zwei k leinkronige Bäume. 

 
  - Entlang der straßenseitigen Grundstücksgrenze ist je angefangene 15 m min-

destens ein kleinkroniger Laubbaum mit einem maximalen Abstand von 2,50 m 
zur Straßengrenze zu pflanzen. 

 
  - Die öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung SPIELPLATZ sind zu 

mindestens 20 % zu begrünen. 
 
 
13. BINDUNGEN + ERHALT FÜR BEPFLANZUNGEN SOWIE VON GEWÄSSERN 
 § 9 (1) Nr. 25b BauGB 
 

- Die Bepflanzungen auf in der Planzeichnung festgesetzten Flächen mit Bindungen 
für Bepflanzungen sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten, abgängi-
ge Gehölze gleichartig und in angemessener Größe zu ersetzen. 

 Der Ersatz von nicht heimischen oder nicht standortgerechten Arten durch heimi-
sche und standortgerechte Arten ist zulässig. 

 
- Bäume sind während Baumaßnahmen nach D IN 18.920, RAS-LG-4 und ZTV-

Baumpflege zu schützen. 
 
 
 
B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE  VORSCHRIFTEN 
 § 9 (4) BauGB i.V. mit  § 81 HBO 
 
 
1. BEBAUUNG (§ 81 (1) Nr. 1 HBO) 
 
 1.1 Dächer (§ 81 (1) Nr. 1 HBO) 

 
- Es sind nur symmetrisch geneigte Satteldächer mit einer durchgehenden Dachnei-

gung von 23° - 45° und Pultdächer mit einer durchgehenden Dachneigung von 10°-
 25° zulässig. Dies gilt auch für Garagen, die alternativ mit begrünten Flachdächern 
und bei traufseitig an Gebäude mit Satteldach angebauten Garagen als Pultdächer 
mit einer Mindestdachneigung von 20° hergestellt werden können. Bei traufseitig an 
Gebäude mit Pultdach angebauten Garagen ist das Pultdach der Garage mit der 
gleichen Neigung wie das Dach des Hauptgebäudes auszubilden. 

 
- Flachdächer i.S. dieser Festsetzung sind Dächer mit einer Neigung von 1,5 – 5 %. 
 
- Bei begrünten Dächern dürfen die Dachneigungen unterschritten werden. 
 
- Der Traufüberstand muss einschl ießlich Dachrinne 0,30 - 0,90 m, der Ortgangüber-

stand 0,20 - 0,70 m betragen, ausgenommen Garagen, Dächer bei Grenzbebauung 
und die Überdachung von Balkonen und Freisitzen. 

 
- Bei traufständiger Grenzbebauung können beide Traufen eines Gebäudes ohne 

Dachüberstand ausgebildet werden, um den Giebel symmetrisch zu gestalten. 
 
 
 
 

- Für die Dacheindeckung dürfen nur die Farben rot, rotbraun, dunkelbraun oder anth-
razit sowie das Material Naturschiefer verwendet werden. Glänzende oder reflektie-
rende Materialien sind nicht zulässig. Ausgenommen sind Dachbegrünungen und 
Voltaik -Anlagen. 

 
- Dachgauben können auch komplett mit Zink- oder Kupferblech verkleidet werden. 
 
- Dachflächenfenster und Gauben müssen einen Mindestabstand von 1,00 m, 

Zwerchgiebel oder Zwerchhäuser von 2,00 m zum Ortgang einhalten. 
 

- Dachgauben sind nur als Einzelgauben mit einer Breite bis max. 2,00 m zulässig. 
Sie dürfen die Firstlinie nicht unterbrechen und müssen zur Traufe einen Abstand 
von mind. 0,50 m einhalten. Der Abstand zwischen zwei Gauben muss mind. 1,0 m 
betragen. 

 
- Die Summe der Breite von Dachflächenfenstern und Gauben darf max. 1/3 der 

Trauf länge der zugehörigen Dachf läche betragen. 
 

- Zwerchgiebel oder Zwerchhäuser sind nur als Einzelform zulässig. Die Breite darf 
max. 50 % der Gebäudelänge von Einzelhäusern oder Doppelhäusern betragen. 

 
- Dachform und Dachneigung der Dachgauben, Zwerchgiebel und Zwerchhäuser 

müssen dem Hauptdach entsprechen. Deren Traufe und Ortgang sind mit einem 
Dachüberstand von mind. 0,20 m auszubilden. 

 
 

 1.2 Fassaden (§ 81 (1) Nr. 1 HBO) 
 

- Für die Gestaltung der Fassaden sind nur glatter oder feinstrukturierter Putz, Sicht-
mauerwerk, unpolierter Naturstein, Holzverkleidungen und konstruk tives Fachwerk 
zulässig. Im Mischgebiet sind bei einer gewerblichen Nutzung des Gebäudes auch 
Fassadenverk leidungen mit Metall erlaubt. 

 
- Bei der farblichen Gestaltung von Fassaden sind nur abgetönte Farben zu verwen-

den, kein reines Weiß oder Volltonfarben. 
 

- Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus Kunststoff oder glänzenden Materialien 
und Keramikplatten. 

 
- Die Sockel der Gebäude sind farblich abzusetzen und mit Putz, Sichtbeton, Sicht-

mauerwerk, ungeschliffenem Kunst- oder Naturstein herzustellen.  
 

- Abgetönte oder verspiegelte Verglasungen sind nicht zu verwenden. 
 

- Leuchtrek lame mit Intervallschaltung oder sich verändernden oder bewegenden 
Strukturen ist nicht zulässig. Die Anbringung von Leuchtschriften auf Wandflächen 
kann zugelassen werden, wenn durch Form, Farbe und Beleuchtungsstärke die 
Verkehrssicherheit nicht gefährdet wird und durch die Leuchtschrift auch bei Tage 
keine Beeinträchtigung der Fassadengestaltung oder Umgebung eintritt. 

 
 
2. FREIFLÄCHEN (§ 81 (1) Nr. 4 + 5 HBO) 

 
- Stellplätze, Wege, Garagenzufahrten, Hofflächen etc. sind nur mit wasserdurchläs-

sigen Materialien wie z.B. breitfugigem Pflaster, Rasengittersteinen, Schotterrasen 
etc. herzustellen, soweit nicht nutzungsbedingt oder durch rechtliche Vorgaben an-
dere Beläge verwendet werden müssen. 

 
  - Die nicht überbauten Grundstücksteile sind, soweit sie nicht als Betriebshof, Zufahrt 

oder Stellplatzf lächen befestigt werden, gärtnerisch anzulegen, zu erhalten und mit 
lebenden Hecken oder Anpflanzungen gemäß Punkt C. 12 einzufrieden, wobei der 
Flächenanteil mit Nadelgehölzen 25 % nicht überschreiten darf.  

 
 - In Vorgärten errichtete Carports, Pergolen u.ä. sind mit Kletterpf lanzen zu begrünen. 
 
 - Standplätze für Abfallbehälter in den Vorgärten sind baugestalterisch zu integrieren 

oder so abzupflanzen, dass sie vom öffentlichen Straßenraum aus nicht einsehbar 
sind. 

 
 - Im MI 2 ist je Wohneinheit 1 Stellplatz nachzuweisen. 
 
 - Bei Hausgruppen sind auch gefangene Stellplätze anzurechnen. 
 
 
3. EINFRIEDUNGEN / GELÄNDESTÜTZMASSNAHMEN (§ 81 (1) Nr. 3 HBO) 
 
 - Als Einfriedungen zu öffentlichen Flächen sind maximal 1,50 m hohe Holzzäune, 

abgepflanzte Draht- oder Stahlmattenzäune und lebende Hecken auch in Kombina-
tion mit bis zu 50 cm hohen Sockelmauern zulässig. 

 
- Im MI-Gebiet sind Einf riedungsmauern bis zu einer Höhe von max. 1,80 m zulässig 

und mit Verputz, unpoliertem Naturstein oder als Sichtmauerwerk herzustellen. 
 
- Stützmauern aus Sichtbeton, unpoliertem Naturstein oder Sichtmauerwerk sind bis 

zu einer Höhe von 1,50 m zulässig und mit Kletterpflanzen vollflächig zu begrünen. 
 

 
4. ANTENNEN, SATELLITENEMPFÄNGER (§ 81 (1) Nr. 1 HBO) 

 
- Bei jedem Gebäude ist nur eine Außenantenne oder ein Satellitenempfänger als 

Sammelantenne anzubringen. 
 
 
5. VERWENDUNG VON BRENNSTOFFEN UND HEIZUNGSARTEN (§ 81 (2) HBO) 
 

- Zur Raumwärmeversorgung ist die Verwendung von festen Brennstoffen, außer 
Holz in automatisch- oder handbeschick ten Biomasse-Feuerungsanlagen mit einem 
Kesselwirkungsgrad von mindestens 90 % und mit sekundärer Abscheidung der im 
Abgas enthaltenen Partikel (bei dezentraler Wärmeversorgung), und von flüssigen 
Brennstoffen nicht zulässig. 

 
- Feste oder flüssige Brennstoffe dürfen bei dezentraler Wärmeversorgung als Aus-

nahme verwendet werden, wenn nachgewiesen wird, dass deren Verwendung zu 
keinem vermehrten Schadstoffausstoß gegenüber der Verwendung der zulässigen 
Brennstoffe führt; dabei ist sowohl die Menge als auch die Zusammensetzung der 
Emissionen je kWh zu vergleichen. Die Verwendung von fremd erzeugten Strom zur 
Raumwärmeversorgung ist nicht zulässig (Ausnahme: effiziente Wärmepumpen in 
Verbindung mit Photovoltaikanlagen). 

 
- Als Ausnahme sind Heizstellen unter Verwendung der sonst hier ausgeschlossenen 

Brennstoffe und Heizungsarten zulässig, wenn die Heizleistung 8 kW nicht über-
steigt und die Heizstelle nicht zur regelmäßigen Raumwärmeversorgung betrieben 
wird. 

 

11. FLÄCHEN + MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICK-
LUNG VON BODEN, NATUR + LANDSCHAFT § 9 (1) Nr. 20 BauGB 

 
  - In der Zeit vom 15. März bis 31. August  sind Arbeiten zum Roden von Gehöl-

zen und Bäumen nicht zulässig. 
 

12. ANPFLANZEN VON B ÄUMEN , STRÄUCHERN + SONSTIGEN BEPFLAN ZUNGEN 
 § 9 (1) Nr. 25 a B auGB 

 
  - Die festgesetzten Anpf lanzungen sind spätestens ein Jahr nach Fertigstellung 

der baulichen Anlagen herzustellen, durch fachgerechte Pf lege standortge-
recht zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. 

 
  - Für festgesetzte anzupflanzende Bäume und Sträucher sind heimische, stand-

ortgerechte Laubholzarten zu verwenden. Auf den Baugrundstücken und im 
Bereich der Verkehrsflächen sind auch deren fruchtende Zuchtformen zuläs-
sig. Im Abschnitt D. HINWEISE sind unter Ziffer 12 beispielhaft standortge-
rechte Pflanzenarten aufgeführt. 

 
  - Für die festgesetzten Pf lanzungen gelten folgende Mindestqualitäten: 

   EINZELBÄU ME: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang  
16 – 18 cm 

   LAUBBÄUME: In flächigen Pflanzungen auch: 
       Heister, 3 x verpflanzt, Höhe 250 - 300 cm 

   OBSTBÄUME: Hochstamm, Stammhöhe 160 - 180 cm 
       Stammumfang 7 cm 

   STRÄUCHER: 2 x verpflanzt, Höhe 60-100 cm 
 

 
 
 
 
 
 

6. VERSICKERUNG + VERWERTUNG VON NIEDERSCHLAG SWASSER 
 

 - Es wird empfohlen das Oberflächenwasser über die belebte Bodenzone zu versi-
ckern. Die Einstautiefe der privaten Versickerungsmulden soll nicht mehr als 0,30 m 
betragen und die Entleerungszeit 12 Stunden nicht überschreiten. Sofern Keller 
nicht gegen drückendes Wasser abgedichtet sind, sollte nach der ATV 138, Entwurf 
November 1999, Kapitel 2.2.2 der Abstand der Versickerungsanlage zum Gebäude 
das 1,5-fache der Baugrubentiefe nicht unterschreiten. 

 
 - Das Bodengutachten beurteilt die anstehenden Bodenverhältnisse innerhalb der 

belebten Bodenzone zur Versickerung von Oberflächenwasser und für die Anlage 
von Versickerungsmulden als geeignet. Es ist zu beachten, dass bei zentraler Einlei-
tung von Niederschlagswasser sich die Durchlässigkei t des Bodens verringern kann. 

 
- Zur Bemessung und Planung von Versickerungsanlagen wird auf das Regelwerk für 

Abwasser und Abfall der ATV 138 für den „Bau und Bemessung von Anlagen zur 
dezentralen Versickerung von nicht schädlich verunreinigtem Wasser“ hingewiesen. 

 
7. DRAIN AGEN / W ASSERDICHTE KELLER 
 

- Anfallendes Drainagewasser ist auf den Grundstücken zu versickern, eine Ableitung 
in das Kanalnetz ist nicht gestattet. Unter Berücksichtigung des anstehenden Bau-
grundes wird empfohlen, ein Gründungsgutachten einzuholen und die Keller was-
serdicht auszubilden. 

 
8. STARKNIEDERSCHLÄGE 
 

- Für die Region Südhessen erfolgt die Bemessung der Kanalisation auf Grundlage 
des Arbeitsblattes DWA A 118. Deshalb ist damit zu rechnen, dass bei stärkeren 
Regenereignissen das hierbei anfallende N iederschlagswasser von den öffentlichen 
Straßenf lächen zeitweise nicht vollständig in die hierfür vorgesehene Vorflut abgelei-
tet werden kann und dadurch über die Straßenbegrenzung hinaus auf die privaten 
Grundstücke zurückstaut. Dieser Sachverhalt ist bei der konstruktiven Ausbildung 
der Kellergeschosse, der unter dem Sockelniveau l iegenden Öffnungen für Fenster 
und Türen sowie der Geländegestaltung einschließlich der Zugänge und Zufahrten 
zu beachten. Unter dem Straßenniveau angeordnete Garagen sollten deshalb keine 
Verbindungstür zum Haus erhalten. 

 
9. HOCHWASSERSCHUTZ / GRUNDW ASSERSTÄND E / VERNÄSSUNGSGEFÄHR-

DUNG  
 
 - Bei der Errichtung von Gebäuden ist darauf zu achten, dass das Baugebiet teilweise 

in einem vom Hochwasser des Rheins gefährdeten Gebiet liegt. Bei extremen 
Rheinhochwasserständen können Überflutungen nicht grundsätzlich ausgeschlos-
sen werden. Da Rheinwasserstand und Grundwasserspiegel in Korrelation stehen, 
ergeben sich zuweilen sehr hohe Grundwasserstände. 

 
 - Anhand der vorliegenden „Grundwasserflurabstandskarten“ ist im gesamten Gel-

tungsbereich mit hohen Grundwasserf lurabständen (1 – 2 m unter Gelände) zu 
rechnen. Demnach ist der gesamte Geltungsbereich „vernässungsgefährdet“. Um 
Vernässungsschäden zu vermeiden, ist dies im Rahmen der Bauausführung zu be-
rücksichtigen. 

 
 
 
 
 
 

 - Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des „Grundwasserbewirtschaftungsplanes 
Hessisches Ried“. Im Rahmen der Umsetzung sind großflächige Grundwasserauf-
spiegelungen möglich, die bei einer künftigen Bebauung zu berücksichtigen sind. Im 
Einzelnen sind die Vorgaben des „Grundwasserbewirtschaftungsplanes Hessisches 
Ried“, mit Datum vom 09.04.1999 festgestellt und veröffentlicht im Staatsanzeiger 
(StAnz.) für das Land Hessen 21 / 1999 S. 1659 (mit Ergänzungen in StAnz. 31 / 
2006 S. 1704), zu beachten. 

 
 - Aus den vorherigen Punkten ergibt sich die Notwendigkeit, bei der baulichen Aus-

führung der Gebäude im Hinblick auf eine Minimierung des Schadenspotenziales im 
Falle einer Überschwemmung bzw. infolge hoch stehender und steigender Grund-
wasserstände geeignete Maßnahmen zu ergreifen. Insbesondere sind nach § 15 (2) 
WHG Vorkehrungen zu treffen und soweit erforderlich, bautechnische Maßnahmen 
vorzunehmen, um den Eintrag von wassergefährdeten Stoffen bei Überschwem-
mungen entsprechend den a. a. R. d. T. zu verringern. Hierzu zählen z.B.: 

  - die Gebäude in statischer Hinsicht auf ein Hochwasser auszulegen. 
  - auf das Ausbauen von Untergeschossen zu verzichten und sie so zu gestalten, 

dass keine Räume ohne Fluchtwege entstehen. 
  - Eingänge erhöht zum Gelände anzulegen. 
  - hochwassersichere Warenlager zu bauen. 
  - elektrische Verteileranlagen im Dachgeschoss zu installieren. 
  - in den unteren Geschossen Stein- und Keramikfußböden zu verwenden. 
  - Mobiliar mobil zu halten. 
 
10. OBERFLÄCHENGEWÄSSER  
 

- Für die im Plangebiet und parallel hierzu verlaufenden namenlosen Gräben gelten 
die §§ 12 und 14 des Hessischen Wassergesetzes (HWG). 

 
11. BAUGRUNDUNTERSUCHUNG  
 

- Bei Bauwerksgründungen sind die Anforderungen an den Baugrund nach DIN 1054 
zu beachten. Es wird deshalb dringend empfohlen, bei jeder Baumaßnahme eine 
qualifizierte Baugrunduntersuchung vorzunehmen. 

 
12. ALTLASTEN  
 

- Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf sensori-
sche Auffälligkeiten zu achten. Werden solche Auffälligkeiten des Untergrundes 
festgestellt, die auf das Vorhandensein von schädlichen Bodenveränderungen hin-
weisen, ist umgehend das Regierungspräsidium Darmstadt, Abt. Umwelt, Darmstadt 
(Dez. IV/Da 41.5) zu informieren. 

 
13. OBERBODEN 
 

- Gemäß § 202 BauGB ist der Oberboden zu Beginn von Erdarbeiten zu sichern und 
nach Beendigung der Baumaßnahmen auf dem Grundstück wieder zur Herstellung 
von Vegetationsschichten aufzutragen. Hierbei sind die Vorgaben der DIN 18 915 
Blatt 3 zu beachten.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Die Löschwasserversorgung ist nach den DVGW Arbeitsblättern W  405 und W  331 
mit einer Löschwassermenge von mind. 1.600 l/min und Hydrantenabständen von 
max. 120 m zur Verfügung zu stellen. Bei Unterflurhydranten sind Hinweisschilder 
aufzustellen. 

 
 
16.  EMPFEHLUNG VON GEHÖLZARTEN 
 
 (* = auch als geschnittene Einfriedungshecke geeignet) 
 
 - GROSSK RONIGE B ÄUME 

  Acer platanoides     - Spitzahorn 
  Acer pseudoplatanus  - Bergahorn 
  Fraxinus excelsior    - Gewöhnliche Esche 
  Quercus robur     - Stieleiche 
  Salix alba      - Silberweide 
  Tilia cordata     - W interlinde 
  Tilia platyphyllos    - Sommerlinde 
 
 - MITTELKRONIGE B ÄUME 
 
  Acer campestre *)    - Feldahorn 
  Carpinus betulus *)    - Hainbuche 
  Fraxinus excelsior in Sorten - Esche 
  Malus sylvestris    - Holzapfel 
  Prunus avium     - Vogelkirsche 
  Prunus padus     - Traubenk irsche 
  Sorbus aucuparia    - Eberesche 
  Sorbus domestica    - Speierling 

  Sorbus torminalis    - Elsbeere 
 
 
 - KLEIN-/SCHMALKRONIGE BÄUME 
 
  Acer campestre 'Elsrijk  - Kegel-Feldahorn 
  Acer plat. 'Columnare'  - Säulen-Spitzahorn 
  Acer plat. 'Emerald Queen' - Spitzahorn 
  Carpinus bet. 'Fastigiata' - Säulen-Hainbuche 
  Crataegus laevigata *)  - Zweigriff l. W eißdorn 
  Crataegus monogyna *) - Eingriffl. Weißdorn) 
  Crataegus 'Paul's Scarlet' - Rotdorn 
  Morus alba      - W eiße Maulbeere 
  Morus nigra    - Schwarze Maulbeere 
  Prunus domestica    - Zwetschge 
  Pyrus communis 'Beech Hill' - Birne 
  Quercus robur 'Fastigiata' - Säuleneiche 
  Sorbus aria      - Mehlbeere 
  Sorbus aucuparia 'Fastigiata' - Säulen-Eberesche 
  Sorbus intermedia 'Brouwers' - Schwedische Mehlbeere 
 

 - OBSTBÄUME 
 
  APFELSORTEN      Baumanns Renette 
    Bohnapfel 
    Oldenburger 
    Ontarioapfel 
    Winterrambour 
 
  BIRNENSORTEN      Bosc’s Flaschenbirne 
    Conference 
    Gute Graue 
    Pastorenbirne 
 
  KIRSCHSORTEN      Büttners Rote Knorpelkirsche 
    Große Schwarze Knorpelk irsche 
    Hedelfinger 
    Schneiders Späte Knorpelkirsche 
 
  ZW ETSCHGENSORTEN   Bühler Frühzwetschge 
    Hauszwetschge 
 
 
  STRÄUCHER 
 
  Amelanchier ovalis    - Gemeine Felsenbirne 
  Berberis vulgaris    - Sauerdorn 
  Buxus sempervirens *)  - Buchsbaum 
  Cornus mas *)     - Kornelkirsche 
  Cornus sanguinea *)  - Roter Hartriegel 
  Corylus avellana     - Haselnuß 
  Euonymus europaeus   - Europäisches Pfaffenhütchen 
  Ligustrum vulgare *)  - Gemeiner Liguster 
  Ligustrum vulg. Atrovirens *) - Immergrüner Liguster 
  Lonicera xylosteum   - Gewöhnliche Heckenkirsche 
  Rosa canina     - Heckenrose 
  Rosa majalis     - Zimtrose 
  Rosa rubiginosa    - W einrose 
  Salix caprea     - Salweide 
  Sambucus nigra    - Schwarzer Holunder 
  Viburnum lantana    - W olliger Schneeball 

  Viburnum opulus    - W asserschneeball 
  Taxus baccata *)    - Eibe 
 
 
  KLETTERPFLANZEN 
 
  Clematis-Arten     - W aldrebe 
  Hedera helix      - Gemeiner Efeu 
 
 
  Hedera hibernica    - Irländischer Efeu 
  Kletterrosen      - In Sorten 
  Lonicera caprifolium  - Jelängerjelieber 
  Parthenocissus quinquefolia - W ilder W ein 
  Parthenocissus tricuspedata - Jungfernrebe 
  Polygonum aubertii   - Schlingknöterich 
  Rubus henryi     - Kletterbrombeere 

  Vitis vinifera     - Echter Wein 
  W isteria sinensis    - Blauregen 
 
 
 

E. RECHTSGRUNDLAGEN 
 
 Der Bebauungsplan wird aufgrund der nachfolgenden gesetzlichen Bestimmungen auf-

gestellt: 
 

 - Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I. 
S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.12.2008 (BGBl. I S. 3018). 

 - Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) i.d.F. vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt ge-
ändert durch Art. 2 (23) des Gesetzes vom 12.08.2005 (BGBl. I. S. 2354). 

 - Gesetz über Naturschutz und Landschaftspf lege (Bundesnaturschutzgesetz -
BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.03.2002 (BGBl. I S. 1193), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986). 

 - Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von 
Altlasten (BBodSchG) vom 17.03.1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Art.  
des Gesetzes vom 09.12.2004 (BGBl. I S. 3214) 

 - Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25.06.2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch Art. 
7 des Gesetzes vom 22.12.2008 (BGBl. I S. 2986). 

 - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur Erleichterung von Investitionen und der Aus-
weisung und Bereitstellung von Wohnbauland (Investitionserleichterungs- und 
W ohnbaulandgesetz) vom 22.04.1993 (BGBl. I S . 466). 

 - Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (P lanzeichenverordnung - PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58). 

 - Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun-
gen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-
Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
26.09.2002 (BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 
23.10.2007 (BGBl I S. 2470). 

 - Verordnung über Grundsätze für die Ermittlung der Verkehrswerte von Grundstü-
cken (W ertermittlungsverordnung – W ertV) i .d.F. vom 06.12.1988 (BGBl. I S. 2209), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuches und 
zur Neuregelung des Rechts der Raumordnung (Bau- und Raumordnungsgesetz 
1998 – BauROG) vom 18.08.1997 (BGBl. I S. 2081) 

 
 
 
 

 - Hessische Bauordnung (HBO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 18.06.2002 (GVBl. I 
S. 274), zuletzt geändert am 28.09.2005 (GVBl. 2005, Nr. 23 S. 662) 

 - Hessisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspf lege (Hessisches Natur-
schutzgesetz, HENatG), in der Fassung vom 04.12.2006 (GVBl. I S. 619), zuletzt 
geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 12.12.2007 (GVBl. I S. 851, 854). 

 - Hessisches Wassergesetz (HWG) i.d.F. vom 06.05.2005 (GVBl. I S. 305), zuletzt 
geändert durch Art. I des Gesetzes vom 19.11.2007 (GVBl. I S. 792). 

 - Hessisches Forstgesetz i.d.F. vom 10.09.2002 (GVBl. Nr. 24 S. 582), zuletzt geän-
dert am 07.09.2007 (GVBl. I S. 567). 

 - Hessische Gemeindeordnung (HGO) i.d.F. vom 01.04.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt 
geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 15.11.2007 (GVBl. I, S. 757). 

 - Gesetz zum Schutze der Kulturdenkmäler (Denkmalschutzgesetz; DSchG) i.d.F. 
vom 05.09.1986 (GVBl. I S. 262, 270). 

 - Hessisches Straßengesetz i.d.F. vom 08.06.2003 (GVBl. I S. 166). 

- Verordnung über einen energiesparenden Wärmeschutz bei Gebäuden (Wärme-
schutzverordnung - WärmeschutzV) Vom 16.08.1994 BGBl. I S.2121) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 

Die Gemeindevertretung der damaligen Gemeinde Riedstadt hat am 17.11.2005 gem. § 2 
(1) BauGB die Aufstellung dieses Bebauungsplanes beschlossen. 

2. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT 

Gem. § 3 (1) BauGB erfolgte am 25.06.2009 die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
an der Aufstellung dieses Bebauungsplanes nach ortsüblicher Bekanntmachung. 

3. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gem. § 4 (1) BauGB mit 
Schreiben 09.04.2008 frühzeitig an der Aufstellung des Bebauungsplanes beteiligt und 
gebeten, eine Stellungnahme bis einschließlich 16.05.2008 abzugeben. 

4. BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden gem. § 4 (2) BauGB mit 
Schreiben vom 22.07.2009 bis 03.09.2009 an der Aufstellung des Bebauungsplanes 
beteiligt. 

5. BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Riedstadt hat am 09.07.2009 die öffentliche 
Auslegung dieses Bebauungsplanes einschließlich Textlicher Festsetzungen und 
Begründung sowie den vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen gem. § 3 (2) 
BauGB beschlossen. Der Beschluss wurde ortsüblich bekannt gemacht mit dem Hinweis, 
dass Anregungen während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können. Die 
öffentliche Auslegung erfolgte in der Zeit vom 03.08.2009 bis einschließlich 03.09.2009 zu 
jedermanns Einsicht. 

6. PRÜFUNG DER ANREGUNGEN AUS DER ANHÖRUNG TRÄGER ÖFFENTLICHER 
BELANGE UND DER GLEICHZEITIGEN ÖFFENTLICHEN AUSLEGUNG GEM. § 4 (1) i.V.m. 
§ 3 (2) BauGB 

Gemäß § 3 (2) BauGB hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Riedstadt in ihrer 
Sitzung am 12.11.2009 alle im Rahmen der Auslegung nach § 3 (2) BauGB und Einholung 
der Stellungnahmen nach § 4 (2) BauGB vorgebrachten Anregungen geprüft. 

7. SATZUNGSBESCHLUSS 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Riedstadt hat in ihrer Sitzung am 12.11.2009 
diesen Bebauungsplan gem. § 10 (1) BauGB i.V.m. § 51 HGO als Satzung beschlossen. 

8. Genehmigungsverfahren 

Der Bebauungsplan ist gem. § 10 (2) BauGB mit Datum vom ....................................... dem 
Regierungspräsidium Darmstadt zur Genehmigung vorgelegt worden. 

9. ZUSTIMMUNGSVERMERK DES REGIERUNGSPRÄSIDIUMS 
 
 
 
 
 

10.  AUSFERTIGUNG 

Ausgefertigt: 

  RIEDSTADT, den ....................    Stadt RIEDSTADT 
 

- Für Passivhäuser gelten sowohl bei zentraler, als auch bei dezentraler W ärmever-
sorgung keine Beschränkungen für Brennstoffe und Heizungsarten. 

 
 
 
C. SONSTIGE VORSCHRIFTEN § 9 (4) BauGB  
 
1. REGENW ASSERRÜCKHALTUNG § 42 (3) HWG 
 

- Zur Reduzierung der Abflussverschärfung ist für jedes Einzelhaus eine Zisterne als 
Rückhaltebauwerk mit gedrosseltem Abfluss unterirdisch auf dem Grundstück oder 
nicht einsehbar innerhalb des Gebäudes zu errichten, in die das Niederschlagswas-
ser der Dachflächen einzuleiten ist. Die Zisternen sind so zu bemessen, dass das 
Rückhaltevolumen mindestens 30 l/m² horizontal projizierte Dachfläche, jedoch 
mind. 3 m³ beträgt.  

 
- Überschüssiges Niederschlagwasser ist auf dem Baugrundstück zu versickern. Hier-

für muss vorab eine Prüfung hinsichtlich der Erlaubnisfreiheit durch die Untere W as-
serbehörde erfolgen. 

 
 
2. ERDWÄRME 
 

- Für die Nutzung von Erdwärme ist grundsätzlich ein wasserrechtliches Erlaubnisver-
fahren erforderlich, zuständig ist die Untere W asserbehörde. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

14. JAHRESHEIZWÄRMEBEDARF 
 

- Die festgesetzten Emissionsgrenzwerte sind beispielsweise erreichbar mit einer 
Fernwärmeversorgung durch ein Gas-Blockheizkraftwerk oder bei dezentralen Ver-
sorgungssystemen durch Gas-Brennwerttechnik in Verbindung mit Sonnenkollekto-
ren für Warmwasser und Heizung sowie jeweils mit den entsprechenden Wärme-
dämmmaßnahmen (s. Tabelle unten). Durch folgende U-Werte kann ein Zielwert für 
den max. Heizenergiebedarf von 50 kWh (m2*a) erreicht werden. 

 
Bautechnische Voraussetzungen für d ie Dämmung der Gebäud ehülle und zur Erreichung eines Jahres-

heizwärmebedarfs von maximal 50 kWh pro qm 

Empfehlung für den maximalen U-Wert einzelner Bautei le der Wärme übertragenden Umfassungsfläche für 

Energiesparhäus er 

 Bauteil U-Wert 

(W/m2K) 

Dämm stoffstärke 

(WLG 040) 

1. Außenwand 0,2 ca. 18 cm 

2. Dachgeschossdeck en, geneigte Dächer, Flachdäc her, Dachabseiten 0,15 ca. 30 cm 

(je nach Holzantei l) 

3. Kellerdecken, Wände und Decken gegen unbeheizte Räume und 

gegen Erdreich 

0,3 ca. 12 cm 

4. Fenster (inkl. Rahmen) 

Verglasung 

kF 1,3 

kV 1,1 

 

 
 Die Planung ist so auszurichten, dass bei der Prüfung der Luftdichtheit mitels Diffe-

renzdruckmethode (Blower-Door) folgende grenzwerte (Mittel aus Über- und Unter-
druck) nicht überschritten werden (EnEV und DIN 4108): 

 
- Gebäude ohne Lüftungsanlagen: Luftwechsel n50 = 3,0 (1/h) 
- Gebäude mit Lüftungsanlagen:  Luftwechsel n50 = 1,5 (1/h) 

 
 Eine generelle Hilfestellung bietet die Broschüre „Riedstädter Leitlinien: Planungshil-

fe für Energiesparhäuser – Informationsbroschüre für Bauinteressenten, Planer, 
Handwerker“, Stadt Riedstadt, Juli 2002. Diese ist beim städtischen Umweltamt er-
hältlich. Weiterhin wird sehr empfohlen, die Energieberatung der Stadtverwaltung 
rechtzeitig in Anspruch zu nehmen. 

 
15. BRANDSCHUTZ 
 

- Bei Gebäuden mit einer Brüstungshöhe notwendiger Fenster über 8 m über Gelän-
dehöhe ist der zweite Rettungsweg bauseits vorzusehen, da der Freiwilligen Feuer-
wehr Riedstadt ein Hubrettungsfahrzeug nicht zur Verfügung steht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


